
Aktuelle Fassung der Abwasserversorgung Anmerkung: Neue Fassung der Abwasserversorgung zum 01.01.2023 

§ 17 
 

Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 

Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu 

unterhalten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf 

gründlich zu reinigen. 

(2) Die Stadt kann, zusammen mit dem 

Grundstücksanschluss, einen Teil der 

Grundstücksentwässerungsanlage, vom 

Grundstücksanschluss bis einschließlich des 

Prüfschachts (bzw. Zisterne), herstellen oder erneuern. 

Die insoweit entstehenden Kosten hat der 

Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 3 gilt 

entsprechend. 

(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm 

Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit 

Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch 

möglich an die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er 

muss stets zugänglich und bis auf Rückstauebene (§ 

20) wasserdicht ausgeführt sein. 
 
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage - auch 

vorübergehend - außer Betrieb gesetzt, so kann die Stadt 

den Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. 

Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 3 

gilt entsprechend. Die Stadt kann die in Satz 1 genannten 

Änderung gemäß der 
Gebührenkalkulation und der 
Satzung zur Änderung der 
Abwasserversorgungssatzung. 
 
Redaktioneller Hinweis der 
Gemeindeprüfungsanstalt 
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Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 

Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, 

zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf 

gründlich zu reinigen. 

(2) Die Stadt kann, zusammen mit dem 

Grundstücksanschluss, einen Teil der 

Grundstücksentwässerungsanlage, vom 

Grundstücksanschluss bis einschließlich des 

Prüfschachts (bzw. Zisterne), herstellen oder erneuern. 

Die insoweit entstehenden Kosten hat der 

Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 gilt 

entsprechend. 

(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 

mm Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit 

Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch 

möglich an die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; 

er muss stets zugänglich und bis auf Rückstauebene 

(§ 

20) wasserdicht ausgeführt sein. 
 

(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage - auch 

vorübergehend - außer Betrieb gesetzt, so kann die 

Stadt den Grundstücksanschluss verschließen oder 

beseitigen. Die Kosten trägt der 



Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen. 

 
 
 
 

§ 34 
 

Entstehung der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1. In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück 

an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden 

kann. 

2. In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, 

frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

3. In den Fällen des § 33 Nr. 2 bis 3, sobald die Teile der 

Abwasseranlagen für das Grundstück genutzt werden 

können. 

4. In den Fällen des § 32 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der 

Baugenehmigung bzw. dem In- Kraft-Treten des 

Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 

4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Die Stadt kann die in Satz 1 genannten Maßnahmen auf 

den Grundstückseigentümer übertragen. 

 
 

§ 34 
 

Entstehung der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1. In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das 

Grundstück an den öffentlichen Kanal 

angeschlossen werden kann. 

2. In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, 

frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

3. In den Fällen des § 33 Nr. 2, sobald die Teile der 

Abwasseranlagen für das Grundstück genutzt 

werden können. 

4. In den Fällen des § 32 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung 

der Baugenehmigung bzw. dem In- Kraft-Treten des 

Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB. 

 
 

 
 

 
 
 
 



§ 41 
 

Absetzungen 
 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen 

Abwasseranlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag 

des Gebührenschuldners bei der Bemessung der 

Schmutzwassergebühr abgesetzt. In den Fällen des Abs. 

2 erfolgt die Absetzung von Amts wegen. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten 

Frischwassermengen soll durch Messung eines be- 

sonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht 

werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. 

Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und 

Entfernung der Messeinrichtungen ist Aufgabe des 

Gebührenschuldners. Alle den Zwischenzähler betref- 

fenden Kosten gehen zu seinen Lasten. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 41 
 

Absetzungen 
 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 

öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden, 

werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der 

Bemessung der Schmutzwassergebühr abgesetzt. In 

den Fällen des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts 

wegen. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten 

Frischwassermengen soll durch Messung eines be- 

sonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht 

werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. 

Zwischenzähler werden auf Antrag des 

Grundstückseigentümers von der Stadt eingebaut, 

unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der 

Stadt und werden von ihr oder auf Verlangen vom 

Eigentümer selbst abgelesen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 

21a, 22 und 23 der derzeit gültigen 

Wasserversorgungssatzung finden entsprechend 

Anwendung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 42 
 

Höhe der Abwassergebühr 
 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser 

1,27 Euro 
 
(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m² 

versiegelte Fläche 0,20 Euro 
 
(3) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) 

entspricht der Gebühr nach § 42 Abs. 1. 
 
(4)  Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in 

den Fällen des § 40 a während des 

Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, 

in dem die Gebührenpflicht besteht, ein Zwölftel der 

Jahresgebühr angesetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 42 
 

Höhe der Abwassergebühr 
 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser 
für den  

Bemessungszeitraum 01.01.2023 bis 31.12.2023      
1,40 Euro und für den  

Bemessungszeitraum 01.01.2024 bis 31.12.2024      
1,63 Euro. 

 
(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m² 

versiegelte Fläche für den Bemessungszeitraum 
01.01.2023 bis 31.12.2023 0,23 Euro und für den 
Bemessungszeitraum 01.01.2024 bis 31.12.2024       0,24 
Euro. 

 
(3) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) 

entspricht der Gebühr nach § 42 Abs. 1. 
 

(4)  Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in 

den Fällen des § 40 a während des 

Veranlagungszeitraumes, wird für jeden 

Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht besteht, ein 

Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

 
 



§ 50 
 

Inkrafttreten 
 
 

(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen 

Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten anstelle 

dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im 

Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld gegolten 

haben. 

(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig 

tritt die Abwassersatzung vom 12.06.1995 (mit allen 

späteren Änderungen) außer Kraft. 

(3) Die §§ 37 – 45 (Abwassergebühren) sind zum 01.01.2010 
in Kraft getreten. 

 
 

Redaktioneller Hinweis der 
Gemeindeprüfungsanstalt 

§ 50 
 

Inkrafttreten 
 
 

(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen 

Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten anstelle 

dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im 

Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld gegolten 

haben. 

(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig 

tritt die Abwassersatzung vom 12.06.1995 (mit allen 

späteren Änderungen) außer Kraft. 

(3) Die §§ 37 – 45 (Abwassergebühren) sind zum 

01.10.2010 in Kraft getreten. 

 
 
 
 

 


